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Richtlinie  

Einzelbetriebliche Investitionsförderung - Agrarinvestitionsförderprogramm 

 

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

 

vom ___. Juli 2015 Az.: G4-7271-1/591
V
 

 

Grundlagen dieser Richtlinie sind: 

 

- die Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 17. Dezember 2013 über die Förderung der ländlichen Entwicklung 

durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 

Raums (ELER) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005; 

- die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 808/2014 der Kommission vom 

17. Juli 2014 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 

des Europäischen Parlaments und des Rates über die Förderung der ländlichen 

Entwicklung durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 

des ländlichen Raums (ELER) einschließlich der einschlägigen dazu erlassenen 

delegierten Verordnungen und Durchführungsrechtsakte; 

- die Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 17. Dezember 2013 über die Finanzierung, die Verwaltung und das 

Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verord-

nungen (EWG) Nr. 352/78, (EG) Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) 

Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG) Nr. 485/2008 des Rates einschließ-

lich der einschlägigen dazu erlassenen delegierten Verordnungen und Durchfüh-

rungsrechtsakte; 

- die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 640/2014 der Kommission vom 11. März 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Par-

laments und des Rates in Bezug auf das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsys-

tem und die Bedingungen für die Ablehnung oder Rücknahme von Zahlungen so-

wie für Verwaltungssanktionen im Rahmen von Direktzahlungen, Entwicklungs-

maßnahmen für den ländlichen Raum und der Cross-Compliance; 
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- die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 907/2014 der Kommission vom 11. März 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Par-

laments und des Rates im Hinblick auf die Zahlstellen und anderen Einrichtungen, 

die finanzielle Verwaltung, den Rechnungsabschluss, Sicherheiten und die Ver-

wendung des Euro; 

- die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 

über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise 

der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen; 

- die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 807/2014 der Kommission vom 11. März 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Par-

laments und des Rates über die Förderung der ländlichen Entwicklung durch den 

Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 

(ELER) und zur Einführung von Übergangsvorschriften; 

- die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 der Kommission vom 

17. Juli 2014 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des inte-

grierten Verwaltungs- und Kontrollsystems, der Maßnahmen zur Entwicklung des 

ländlichen Raums und der Cross-Compliance; 

- die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 908/2014 der Kommission vom 

6. August 2014 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Zahl-

stellen und anderen Einrichtungen, der Mittelverwaltung, des Rechnungsabschlus-

ses und der Bestimmungen für Kontrollen, Sicherheiten und Transparenz; 

- Rahmenregelung der Europäischen Union für staatliche Beihilfen im Agrar- 

und Forstsektor und in ländlichen Gebieten 2014-2020 (2014/C 204/01) 

- das Entwicklungsprogramm für den ländlichen Raum in Bayern 2014 – 2020; 

- die Art. 23 und 44 der Bayerischen Haushaltsordnung und die Verwaltungsvor-

schriften hierzu. 

 

Die Förderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmit-

tel. 
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Agrarinvestitionsförderprogramm (AFP) 

1. Zuwendungszweck 

Zur Unterstützung einer wettbewerbsfähigen, nachhaltigen, besonders umwelt-

schonenden, besonders tiergerechten und multifunktionalen Landwirtschaft 

können investive Vorhaben in landwirtschaftlichen Unternehmen gefördert 

werden zur 

- Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingungen; 

- Rationalisierung und Senkung der Produktionskosten oder 

- Erhöhung der betrieblichen Wertschöpfung; 

unter besonderer Berücksichtigung der Verbesserung des Verbraucher-, Tier-, 

Umwelt- und Klimaschutzes. 

2. Gegenstand der Förderung 

2.1 Investitionen in langlebige Wirtschaftsgüter 

Zuwendungsfähig sind Investitionen in Bayern in langlebige Wirtschaftsgüter, 

die  

- die Gesamtleistung und Nachhaltigkeit des landwirtschaftlichen Betriebs 

verbessern (Art. 17 Abs. 1a der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013) sowie für 

die Primärproduktion die Anforderungen von Teil II, Kapitel 1 Nr. 1.1.1.1 

der Rahmenregelung der Europäischen Union für staatliche Beihilfen im 

Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten 2014-2020 

(2014/C 204/01) und für die Verarbeitung und Vermarktung die Anforde-

rungen von Teil II, Kapitel 1 Nr. 1.1.1.4 der Rahmenregelung der Europäi-

schen Union für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in länd-

lichen Gebieten 2014-2020 (2014/C 204/01) erfüllen, 

- ausschließlich der Erzeugung, Verarbeitung oder Direktvermarktung von 

Anhang-I-Erzeugnissen dienen, und 

- durch Schaffung der baulichen und technischen Voraussetzungen einem oder 

mehreren der unter 1 genannten Zuwendungszwecke dienen. 
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2.2 Ausgaben für Betreuung 

Die Ausgaben für die Betreuung von Investitionsvorhaben können nur bei ei-

nem zuwendungsfähigen baulichen Investitionsvolumen (zuwendungsfähige 

bauliche Ausgaben) von mehr als 100.000 € gefördert werden. 

Bei einer Förderung von Vorhaben mit einem zuwendungsfähigen baulichen 

Investitionsvolumen von mehr als 250.000 € ist ein fachkundiger, zugelassener 

Betreuer einzuschalten. 

2.3 Einschränkungen der Förderung 

Folgende Einschränkungen sind zu beachten: 

- Voraussetzung für eine Förderung der Geflügelhaltung ist, dass der Antrag-

steller eine Beratung zur geplanten Baumaßnahme in Fragen der Tierhygiene 

und der Vermeidung der Einschleppung von Tierseuchen durch eine der fol-

genden Institutionen nachweist: 

 Tiergesundheitsdienst (TGD) Bayern e.V. (Abteilung Geflügelgesund-

heitsdienst), 

 Fachtierarzt für Geflügel oder 

 Landratsamt, Abteilung Veterinärwesen. 

- Räume zum Zerlegen (Zerwirken), Verarbeiten, Kühlen und Vermarkten von 

Fleisch sowie Milcherhitzungs- und -abfüllanlagen sind nur unter der Vo-

raussetzung förderfähig, dass sie den entsprechenden hygienerechtlichen 

Vorgaben entsprechen (Stellungnahme der Kreisverwaltungsbehörde). 

- Investitionen in Bereichen mit betrieblichen Referenzmengen sind nur im 

Rahmen dieser Referenzmengen zuwendungsfähig.  

Der Nachweis der betrieblichen Referenzmenge ist spätestens bei Vorlage 

des ersten Zahlungsantrags zu erbringen. 

3. Förderausschlüsse 

Von der Förderung ausgeschlossen sind 

a) Vorhaben von Mitgliedern einer Erzeugerorganisation, die gemäß deren 

operationellen Programmen auf der Basis der Verordnung (EU) 

Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

17. Dezember 2013 über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirt-
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schaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) 

Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) 

Nr. 1234/2007 gefördert werden können, 

b) Investitionen in Dauerkulturen sowie dazugehörige Gebäude und Anlagen, 

die über bayerische Förderprogramme auf der Basis des Europäischen Ga-

rantiefonds für Landwirtschaft nach der Hopfen- und Tabakmarktordnung 

gefördert werden können, 

c) Investitionen in Rebanlagen, in bauliche Maßnahmen einschließlich techni-

sche Einrichtungen im Weinbau sowie in sonstige Vorhaben, die Gegen-

stand einer Förderung nach dem Bayerischen Programm zur Stärkung des 

Weinbaus sein können, 

d) der Erwerb von Produktions- und Lieferrechten sowie von Gesellschaftsan-

teilen, Tieren, Pflanzrechten oder Pflanzen, es sei denn sie dienen der An-

lage von Dauerkulturen,  

e) Ersatzinvestitionen, 

f) Investitionen, die ausdrücklich die Anpassung an bestehende rechtsverbind-

liche Standards zum Gegenstand haben, 

g) Investitionen im Schlachtbereich, 

h) Investitionen in die Pelztierhaltung, 

i) der Kauf von Maschinen und Geräten, der Erwerb von Grundstücken, Bau-

ten und baulichen Anlagen sowie die Anlage schnellwachsender Baumarten 

zur Energieholzgewinnung (Kurzumtriebsplantagen), 

j) laufende Betriebsausgaben, Ablösung von Verbindlichkeiten, Erbabfindun-

gen, Kreditbeschaffungskosten und Gebühren für eine Beratung in Rechts-

sachen, 

k) Preisnachlässe (Skonti, Boni, Rabatte), Umsatzsteuer und unbare Eigenleis-

tungen, 

l) Investitionen im Wohnbereich und in Verwaltungsgebäude, 

m) Maschinen- und Erntelagerhallen mit Ausnahme klimatisierter Lagerräume 

für Obst-, Gemüse und sonstige Sonderkulturen einschließlich Kartoffeln, 

wenn sie die in Nr. 4 festgelegten Anforderungen an den Ressourcenschutz 

erfüllen, 

n) Energiegewinnungsanlagen sowie damit zusammenhängende bauliche An-

lagen und technische Einrichtungen, die durch das Erneuerbare-Energien-
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Gesetz (EEG) oder durch das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) be-

günstigt werden können, sowie Ölpressen, 

o) behördliche Gebühren und satzungsgemäße Anschlussbeiträge sowie Stro-

merschließungs- und -anschlusskosten, 

p) Investitionen in der Aquakultur und Binnenfischerei, 

q) Investitionen die zur Herstellung von Erzeugnissen zur Imitation oder Sub-

stitution von Milch oder Milcherzeugnissen dienen, 

r) Vorhaben, die der Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, 

soweit sie nicht nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 4 Baugesetzbuch (BauGB) 

privilegiert sind, 

s) Investitionen in Bewässerungsanlagen. 

Das Staatsministerium kann die Förderung von grundsätzlich zuwendungsfähi-

gen Investitionen bei Bedarf aussetzen. 

4. Sonstige Förderverpflichtungen 

Vom Betrieb sind besondere Anforderungen mindestens in einem der Bereiche 

Verbraucher-, Umwelt- oder Klimaschutz und zusätzlich im Falle von Stallbau-

investitionen im Bereich Tierschutz entsprechend den Vorgaben der Anlage 1 zu 

erfüllen. 

Die besonderen Anforderungen 

- des Verbraucherschutzes werden erfüllt, wenn die Herstellung der Produkte 

nach den Anforderungen eines anerkannten Lebensmittelqualitätsprogramms 

nach Art. 16 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 17. Dezember 2013 (ELER-Verordnung) erfolgt. 

Hierzu zählen die Teilnahme an GQ-Bayern, QS (Qualität und Sicherheit), 

QM (Qualitätsmanagement Milch) oder GLOBAL G.A.P. mit dem Betriebs-

zweig/den Betriebszweigen, in dem/in denen eine Förderung beantragt wird 

sowie die Herstellung der Produkte nach den Richtlinien des ökologischen 

Landbaus. 

- des Umwelt- oder Klimaschutzes sind in geeigneter Weise, insbesondere 

durch eine Verbesserung der Effizienz des Ressourceneinsatzes (z. B. von 
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Wasser und/oder Energie) oder durch eine Verringerung der Stoffausträge 

oder der Emissionen nachzuweisen. 

Dies ist der Fall, wenn im Rahmen des Auswahlverfahrens ein Kriterium aus 

dem Bereich Umwelt- oder Klimaschutz erfüllt wird. 

Für Vorhaben über 200.000 € zuwendungsfähigen Ausgaben ist eine Buchfüh-

rung, die dem BMEL-Jahresabschluss entspricht, für fünf Jahre ab Schlusszah-

lung fortzuführen. 

5. Zuwendungsempfänger 

5.1 Unternehmen der Landwirtschaft 

Gefördert werden Unternehmen in Bayern, unbeschadet der gewählten Rechts-

form, die große Unternehmen gemäß Randnummer 35, Ziffer 14 der Rahmen-

regelung der Europäischen Union für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forst-

sektor und in ländlichen Gebieten 2014-2020 (2014/C 204/01) sind, wenn das 

Unternehmen einen landwirtschaftlichen Betrieb bewirtschaftet und unmittelbar 

kirchliche, gemeinnützige oder mildtätige Zwecke verfolgt. 

Bei Personengesellschaften muss der Gesellschaftsvertrag schriftlich geschlos-

sen sein. Die Gesellschaft muss für eine Dauer von mindestens sechs Jahren, 

vom Zeitpunkt der Antragstellung, oder auf unbegrenzte Zeit vereinbart sein.  

Gefördert werden bei Personengesellschaften nur die Anteile von Gesellschaf-

tern mit über 10 % Gesellschaftsanteil, die gleichzeitig die Voraussetzungen 

nach Nr. 6.2 (Prosperität) erfüllen. Der Fördersatz wird um den Anteil redu-

ziert, der dem Gesellschaftsanteil des nicht zuwendungsfähigen Gesellschafters 

entspricht. 

Das antragstellende Unternehmen muss grundsätzlich auch Bewirtschafter bzw. 

Betreiber des geförderten Objekts sein.  
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5.2 Nicht förderfähige Unternehmen 

Nicht gefördert werden Unternehmen,  

- bei denen die Kapitalbeteiligung der öffentlichen Hand mehr als 25 % des 

Eigenkapitals des Unternehmens beträgt oder  

- Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß Randnummer 35, Ziffer 15 der 

Rahmenregelung der Europäischen Union für staatliche Beihilfen im Agrar- 

und Forstsektor und in ländlichen Gebieten 2014-2020 (2014/C 204/01) so-

wie 

- Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren 

Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Bei-

hilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen 

sind. 

6. Zuwendungsvoraussetzungen 

Soweit keine abweichenden Regelungen getroffen werden, müssen die Zuwen-

dungsvoraussetzungen zum Zeitpunkt der Bewilligung eingehalten werden. 

6.1 Qualifikation, Unternehmenszahlen 

Der Zuwendungsempfänger hat: 

- Zur Antragstellung berufliche Fähigkeiten für eine ordnungsgemäße Füh-

rung des Betriebs nachzuweisen.  

- Einen Nachweis in Form eines Investitionskonzepts über die Wirtschaftlich-

keit des Unternehmens und des durchzuführenden Vorhabens zu erbringen. 

Das Investitionskonzept soll eine Abschätzung über die Verbesserung der 

Wirtschaftlichkeit des Unternehmens auf Grund des durchzuführenden Vor-

habens zulassen. 

- Grundsätzlich eine Vorwegbuchführung für mindestens zwei Jahre vorzule-

gen. Aus der Vorwegbuchführung soll sich der Erfolg der bisherigen Bewirt-

schaftung des Unternehmens nachweisen lassen. 
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6.2 Prosperität 

Die Summe der positiven Einkünfte (Prosperitätsgrenze) des Zuwendungsemp-

fängers und seines Ehegatten darf zum Zeitpunkt der Antragstellung im Durch-

schnitt der letzten drei von der Finanzverwaltung erlassenen Steuerbescheide 

90.000 € je Jahr bei Ledigen und 120.000 € je Jahr bei Ehegatten nicht über-

schritten haben.  

Die Einkommensprosperität betrifft bei Personengesellschaften alle Gesell-

schafter (jeweils einschließlich ihrer Ehegatten), die über einen Gesellschafts-

anteil von mehr als 10 % verfügen. Falls die Summe der positiven Einkünfte 

eines der o. g. Gesellschafter 90.000 € je Jahr bei Ledigen und 120.000 € je 

Jahr bei Ehegatten überschreitet, werden die zuwendungsfähigen Ausgaben des 

Zuwendungsempfängers um den Anteil von Hundert gekürzt, der dem Gesell-

schaftsanteil dieses Gesellschafters entspricht. 

Bei juristischen Personen wird die Kennziffer „Ordentliches Ergebnis plus 

Lohnaufwand“ auf Grundlage des Durchschnitts der letzten beiden vorliegen-

den Jahresabschlüsse für die Prüfung der Einkommensprosperität her-

angezogen. Diese Kennziffer darf den Wert von 90.000 € je Voll-Arbeitskraft 

im Unternehmen nicht überschreiten. 

6.3 Existenzgründung 

Bei Unternehmen, die während eines Zeitraums von höchstens zwei Jahren vor 

Antragstellung gegründet wurden und die auf eine erstmalige selbstständige 

Existenzgründung zurückgehen, gelten die Zuwendungsvoraussetzungen der 

Nr. 6.1 mit der Maßgabe, dass 

- statt einer erfolgreichen Bewirtschaftung ein angemessener Eigenkapitalan-

teil am Unternehmen und am zu fördernden Vorhaben sowie 

- die Wirtschaftlichkeit des durchzuführenden Vorhabens durch eine differen-

zierte Planungsrechnung nachzuweisen ist. 

Als Existenzgründung in diesem Sinne zählt nicht, wenn das Unternehmen in-

folge einer Betriebsteilung oder im Rahmen der Hofnachfolge neu gegründet 

wurde. 
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7. Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen 

7.1 Zuwendungs- und Finanzierungsart 

Die Zuwendungen werden als Zuschuss (Projektförderung) im Wege der An-

teilfinanzierung gewährt.  

7.2 Zuwendungsfähige Ausgaben 

Bemessungsgrundlage der Förderung von Investitionen sind die nachfolgend 

aufgeführten Ausgaben nach Maßgabe der Nr. 8.2, soweit sie für die zu för-

dernden Vorhaben notwendig sind: 

- die Errichtung oder Modernisierung von unbeweglichen Vermögen, 

- der Kauf neuer technischer Einrichtungen der Innenwirtschaft einschließlich 

der für den Produktionsprozess notwendigen Computerhardware und -

software, 

- Baunebenkosten: Allgemeine Aufwendungen, etwa für Architektur- und In-

genieurleistungen sowie für Beratung, Betreuung von baulichen Investitio-

nen, Durchführbarkeitsstudien, den Erwerb von Patentrechten und Lizenzen, 

bis zu einem Höchstsatz von insgesamt bis zu 12 % der in den ersten beiden 

Spiegelstrichen genannten zuwendungsfähigen Ausgaben. 

7.3 Höhe der Zuwendung 

Die Zuwendung ist begrenzt auf das erforderliche Minimum für eine rentable 

Umsetzung des Vorhabens. Das heißt, sie ist begrenzt auf die Nettomehrkosten, 

die bei der Durchführung der Investition im Vergleich zur kontrafaktischen 

Fallkonstellation (gemäß Nr. 9.1) ohne staatliche Beihilfe anfallen.  

Unterschreiten die zuwendungsfähigen bzw. die tatsächlich nachgewiesenen 

Ausgaben den Betrag von 20.000 €, wird keine Förderung gewährt. 

Die Förderung wird begrenzt auf zuwendungsfähige Ausgaben von 750.000 € 

und einen Zuschussbetrag von 300.000 € je Zuwendungsempfänger; abwei-

chend davon wird die Förderung bei Betriebszusammenschlüssen auf einen Zu-

schussbetrag von 600.000 € sowie auf zuwendungsfähige Ausgaben von 
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1,5 Mio. € begrenzt. Diese Obergrenzen können in den Jahren von 2014 bis 

2020 höchstens einmal ausgeschöpft werden. 

Zudem darf der Gesamtwert der nach Nr. 7.3 je Zuwendungsempfänger ge-

währten Beihilfen, ausgedrückt als Prozentsatz der Bemessungsgrundlage, den 

Wert von 40 % nicht übersteigen. 

Beihilfen, die als staatliche Beihilfen gewährt werden, dürfen in keinem Zeit-

raum von drei Kalenderjahren den Betrag von 400.000 € übersteigen.  

7.3.1 Zuschuss für Investitionen  

Bei Investitionen in nicht tierhaltungsbezogene Vorhaben sowie bei Investitio-

nen in die Tierhaltung, sofern die Anforderungen der Anlage 1A erfüllt werden 

(Basisförderung), wird ein Zuschuss in Höhe von bis zu 15 % der zuwendungs-

fähigen Ausgaben gewährt. 

Dieser Fördersatz gilt auch für ggf. erforderliche Erschließungsmaßnahmen 

sowie notwendige Außenanlagen. 

Bei Investitionen in die Tierhaltung wird ein Zuschuss in Höhe von bis zu 35 % 

der zuwendungsfähigen Ausgaben gewährt, sofern zusätzlich zu den Anforde-

rungen der Anlage 1A auch die Anforderungen nach Anlage 1B erfüllt werden 

(Premiumförderung). 

Für Investitionen bis zu zuwendungsfähigen Ausgaben von 300.000 €, die der 

erstmaligen Umstellung der Anbindehaltung von Milchkühen auf Laufstallhal-

tung dienen, sowie für Investitionen in die Zuchtsauenhaltung wird ein Zu-

schlag zu den Fördersätzen der Basis- und Premiumförderung von 

5 Prozentpunkten gewährt. 

7.3.2 Förderung der Betreuung 

Die Ausgaben für die Betreuung werden bis zu einer Höhe von  

- 2,5 % der zuwendungsfähigen Ausgaben bis 500.000 € und  

- 1,5 % der 500.000 € übersteigenden zuwendungsfähigen Ausgaben  

als zuwendungsfähig anerkannt. 
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Der Sockelbetrag der zuwendungsfähigen Ausgaben für die Betreuung beträgt 

6.000 €, der Höchstbetrag 17.500 €. 

Die Betreuung wird mit einem Zuschuss von bis zu 50 % gefördert. Der Zu-

schuss wird auf bis zu 40 % gekürzt, falls der Gesamtwert der nach Nr. 7.3 je 

Zuwendungsempfänger gewährten Beihilfen, ausgedrückt als Prozentsatz der 

Bemessungsgrundlage, den Wert von 40 % übersteigen würde. 
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Sonstige Zuwendungsbestimmungen, Verfahren, In-Kraft-Treten 

8. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Die Fördermittel sind Zuwendungen im Sinne des Art. 23 und 44 BayHO. Es 

gelten deshalb die Verwaltungsvorschriften zu diesen Artikeln (VV) und die 

Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 

(ANBest-P), soweit in diesen Richtlinien oder im jeweiligen Zuwendungsbe-

scheid nicht etwas anderes bestimmt ist. 

8.1 Mehrfachförderung 

Vorhaben, die aus Mitteln anderer öffentlicher Programme gefördert werden, 

dürfen nicht gleichzeitig nach dieser Richtlinie gefördert werden. 

Eine Kumulation mit Mitteln der Landwirtschaftlichen Rentenbank und den 

Förderbanken des Freistaats Bayern ist möglich, sofern und soweit hierbei die 

beihilferechtliche Förderhöchstgrenze von 40 % nicht überschritten wird. 

8.2 Zuwendungsfähige Ausgaben 

Zuwendungsfähig sind die durch Rechnungen i. S. d. § 14 Umsatzsteuergesetz 

nachgewiesenen Ausgaben abzüglich Umsatzsteuer und Preisnachlässe (Skonti, 

Boni, Rabatte). 

Für Eigenleistungen (z. B. Selbsthilfe durch Angehörige oder Betriebskräfte, 

Holz, Kies und dgl. aus eigenem Betrieb, Selbstanfertigungen u. ä.), Zahlungen 

an Privatpersonen, behördliche Gebühren, Abgaben, satzungsgemäße An-

schlussbeiträge und dgl. an staatliche, kommunale oder übergebietliche Stellen 

und Einrichtungen sowie für Zölle werden keine Zuwendungen gewährt. 

8.3 Brandfälle/Naturkatastrophen 

Sind Investitionen als Folge eines Brands oder einer Naturkatastrophe erforder-

lich, mindern Zahlungen oder geldwerte Leistungen Dritter (z. B Versiche-

rungsleistungen, Spenden) für den förderfähigen Teil der Investition die zu-

wendungsfähigen Ausgaben. 
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8.4 Vergabe von Aufträgen 

Die Nrn. 3.1 und 3.2 ANBest-P werden nicht angewandt. 

8.5 Rückforderungsansprüche 

Rückforderungsansprüche sind nur dann abzusichern, wenn ein erkennbares 

wirtschaftliches oder Vorhabensrisiko vorliegt.  

8.6 Abgrenzung zwischen den einzelnen Teilen der Richtlinie 

Ein Vorhaben kann nicht auf die einzelnen Programmteile aufgeteilt werden. 

8.7 Transparenz 

Folgende Informationen werden bei Beihilfen, die ab dem 1. Juli 2016 bewilligt 

wurden, auf einer ausführlichen Beihilfe-Website des Staatsministeriums veröf-

fentlicht: 

- vollständiger Wortlaut der Richtlinie 

- Name(n) der Bewilligungsbehörde, 

- Namen der einzelnen Beihilfeempfänger, Art der Beihilfe und Beihilfebetrag 

je Beihilfeempfänger, Tag der Gewährung, Art des Unternehmens, Region, 

in der der Beihilfeempfänger angesiedelt ist, sowie Hauptwirtschaftszweig, 

in dem der Beihilfeempfänger tätig ist, soweit der Beihilfewert über dem 

Schwellenwert von 60.000 € liegt. 

8.8 Berichterstattung und Überwachung 

Die Bewilligungsbehörde führt detaillierte Aufzeichnungen über alle Maßnah-

men, in deren Rahmen Beihilfen gewährt werden. Diese Aufzeichnungen ent-

halten Informationen, die erforderlich sind, um gegebenenfalls feststellen zu 

können, dass die Voraussetzungen bezüglich der beihilfefähigen Kosten und 

der zulässigen Beihilfehöchstintensität erfüllt sind. Die Aufzeichnungen müs-

sen ab dem Tag, an dem die Beihilfe gewährt wurde, 10 Jahre lang aufbewahrt 

und der Kommission auf Anfrage vorgelegt werden. 
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9. Verfahren 

9.1 Antragstellung 

Der Antrag ist unter Verwendung der vorgesehenen Formulare beim Amt für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten oder beim zuständigen Fachzentrum 

Einzelbetriebliche Investitionsförderung an den Ämtern für Ernährung, Land-

wirtschaft und Forsten Abensberg, Kulmbach, Weiden in der Oberpfalz oder 

Weilheim in Oberbayern zu den vom Staatsministerium im Voraus festgesetz-

ten Terminen für die Einreichung der Anträge einzureichen. 

Der Antrag enthält u. a. die folgenden Angaben: Name des Antragstellers und 

Angaben zur Größe des Unternehmens, Beschreibung des Vorhabens, ein-

schließlich Angaben zum Standort sowie zum Zeitpunkt des Beginns und zum 

Zeitpunkt des Abschlusses des Vorhabens, Angaben zur Höhe des für die 

Durchführung des Vorhabens bzw. der Tätigkeit benötigten Beihilfebetrags, 

Aufstellung der beihilfefähigen Kosten. 

Darüber hinaus müssen große Unternehmen in ihrem Antrag die Situation be-

schreiben, die ohne Beihilfe bestehen würde (kontrafaktische Fallkonstellation), 

und ihre im Antrag vorgenommenen Ausführungen zur kontrafaktischen Fall-

konstellation durch Nachweise untermauern. 

9.2 Auswahlverfahren 

Alle Anträge werden einem Auswahlverfahren mit Punktesystem unterzogen. 

Nur Anträge, die die im jeweiligen Programmteil festgesetzte Mindestpunkt-

zahl erreichen, nehmen am Auswahlverfahren teil. Eine Auswahl erfolgt ent-

sprechend der in den Auswahlterminen erreichten Punktzahlen bis zur Aus-

schöpfung des festgesetzten Plafonds. Anträge, die die Mindestpunktzahl nicht 

erreichen oder nicht ausgewählt wurden, werden abgelehnt. 

Nach dem Endtermin für die Einreichung der Anträge (vgl. Nr. 9.1) sind keine 

Änderungen an den beantragten Auswahlkriterien mehr zulässig. 
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9.3 Entscheidung über den Antrag 

Maßgeblich für die Entscheidung über den jeweiligen Antrag ist die zum Zeit-

punkt der Antragstellung geltende Richtlinie. Dies gilt auch für Anträge, die 

nach vorhergehenden Richtlinien gestellt wurden. 

Mit dem Vorhaben darf vor Bewilligung nicht begonnen werden.  

In begründeten Härtefällen (z. B. Brandfall) können auch Vorhaben gefördert 

werden, die nach Antragstellung aber bereits vor der Bewilligung begonnen 

wurden.  

9.4 Zahlungsantrag 

Fördermittel werden erst nach Einreichung und Prüfung eines Zahlungsantrags 

ausgezahlt. Ein einfacher Verwendungsnachweis nach Nr. 6.1.5 ANBest-P ist 

nicht zugelassen. 

Es kann nur ein Zahlungsantrag gestellt werden. Bei zuwendungsfähigen Aus-

gaben über 300.000 € sind zwei Zahlungsanträge (Teilabrechnungen) möglich. 

9.5 Zweckbindungsfrist 

Die Zweckbindungsfrist beträgt bei geförderten Bauten und baulichen Anlagen 

12 Jahre, bei technischen Einrichtungen und Maschinen fünf Jahre ab Schluss-

zahlung. 

Die Anforderungen an eine besonders tiergerechte Haltung nach Anlage 1 sind 

für die Dauer der Zweckbindungsfrist des geförderten Gebäudes einzuhalten. 

Werden die geförderten Investitionen innerhalb der genannten Fristen veräußert 

oder nicht mehr dem Zuwendungszweck entsprechend verwendet, wird die 

Zuwendung grundsätzlich anteilig zurückgefordert. 

9.6 Aufhebung des Zuwendungsbescheids, Rückforderungen 

Die Aufhebung (Rücknahme oder Widerruf) von Zuwendungsbescheiden und 

die Erstattung gewährter Zuschüsse richten sich nach den für die Förderung 
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einschlägigen Rechtsvorschriften und den im jeweiligen Zuwendungsbescheid 

enthaltenen Nebenbestimmungen. 

Die Erhebung von Kosten richtet sich nach dem Kostengesetz. 

10. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom ____. Juli 2015 in Kraft. Sie tritt am 

31. Dezember 2016 außer Kraft.  

München, ___.06.2015 

 

 

 

Hubert Bittlmayer 

Ministerialdirektor 

 

 

 

Anlagen 

 

Anlage 1: Bauliche Anforderungen an eine besonders tiergerechte Haltung 
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Anlage 1: Bauliche Anforderungen an eine besonders tiergerechte Haltung 

Teil A) Basisförderung Teil B) Premiumförderung 

Mit den zu fördernden Investitionen sind 

die baulichen und technischen Vorausset-

zungen zur Einhaltung der folgenden An-

forderungen zu schaffen: 

Mit den zu fördernden Investitionen sind 

zusätzlich zu den Anforderungen des Teils 

A) die baulichen und technischen Voraus-

setzungen zur Einhaltung der folgenden 

Anforderungen zu schaffen: 

Generelle Anforderung: 

Ställe müssen so beschaffen sein, dass deren tageslichtdurchlässige Flächen mindestens 

- 3 % der Stallgrundfläche bei Schweinen und Geflügel 

- 5 % bei allen übrigen Tierarten betragen. 

Anforderungen an Laufställe für Milchkühe und Aufzuchtrinder 

- Förderungsfähig sind Laufställe. Die 

spaltenfreie Liegefläche muss so be-

messen sein, dass alle Tiere gleichzei-

tig liegen können. 

- Im Falle von Liegeboxen ist für jedes 

Tier eine Liegebox bereitzustellen. 

- Liegeplätze müssen ausreichend mit 

geeigneter trockener Einstreu oder an-

derem komfortschaffenden Material 

(Komfortmatten geprüfter und aner-

kannter Qualität) versehen werden. Bei 

Hochboxen können Komfortmatten 

eingesetzt werden. 

- Für jedes Tier ist ein Grundfutterfress-

platz bereitzustellen, dessen Breite da-

zu ausreicht, dass alle Tiere gleichzei-

tig fressen können. Wenn durch geeig-

nete technische oder manuelle Verfah-

ren die Tiere ständig Zugang zum Fut-

ter haben, ist ein Tier-Fressplatz-

Verhältnis von maximal 1,5 : 1 zuläs-

sig. 

- Die nutzbare Stallfläche muss mind. 

5,5 m² je Großvieheinheit betragen. 

- Bei Stallneubauten müssen die Lauf-/ 

Fressgänge bei Milchkühen mindestens 

3,5 m und Laufgänge 2,5m breit sein, 

so dass sich die Tiere stressfrei begeg-

nen können. 

- Förderungsfähig sind Laufställe, die 

über einen Auslauf für mindestens ein 

Drittel der Milchkühe (4,5 m²/GV) ver-

fügen.  

- Auf einen Auslauf kann verzichtet 

werden bei einer Stallmodernisierung, 

wenn ein Auslauf aufgrund der Stallla-

ge nicht möglich ist und mindestens 

7 m²/GV Stallfläche zur Verfügung ge-

stellt werden. 

- Für jedes Tier ist ein Grundfutterfress-

platz bereitzustellen, dessen Breite da-

zu ausreicht, dass alle Tiere gleichzei-

tig fressen können. Wenn durch geeig-

nete technische oder manuelle Verfah-

ren die Tiere ständig Zugang zum Fut-

ter haben, ist ein Tier-Fressplatz-

Verhältnis von maximal 1,2 : 1 zuläs-

sig. Werden Melkverfahren angewen-

det, bei denen die Kühe über den Tag 

verteilt gemolken werden (z.B. auto-

matische Melksysteme), ist ein Tier-

Fressplatz-Verhältnis von maximal 1,5 

: 1 zulässig. 
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Teil A) Basisförderung Teil B) Premiumförderung 

Anforderungen an die Kälberhaltung 

- Der Stall muss so beschaffen sein, dass 

die Kälber ab der 5. Lebenswoche in 

Gruppen gehalten werden. 

- Die Liegefläche muss so bemessen 

sein, dass alle Tiere einer Gruppe 

gleichzeitig liegen können. 

- Die Liegefläche muss ausreichend mit 

geeigneter Einstreu versehen werden. 

- Die Anlage muss so beschaffen sein, 

dass den Tieren entweder während der 

Weideperiode täglich ein Auslauf mit 

freiem Zugang zu einer Tränkevorrich-

tung geboten werden kann oder die 

Tiere im Offenstall
1
 (einschließlich 

Kälberhütten) gehalten werden. 

Anforderungen an Haltungsformen in der Rindermast (außer Mutterkuhhaltung) 

- Die Liegefläche muss so bemessen 

sein, dass alle Tiere gleichzeitig liegen 

können. 

- Die Liegefläche muss ausreichend mit 

geeigneter trockener Einstreu oder an-

derem Komfort schaffenden Material 

(Komfortmatten geprüfter und aner-

kannter Qualität) versehen werden. 

- Perforierte Böden (mit einer Spalten-

breite von max. 3,5 cm) dürfen höchs-

tens 50 % der nutzbaren Stallfläche 

ausmachen, es sei denn, die Liegeflä-

che ist mit einer perforierten Gummi-

matte ausgelegt, die mindestens 50 % 

der Stallfläche ausmacht. 

- Für jedes Tier ist ein Grundfutterfress-

platz bereitzustellen, dessen Breite aus-

reicht, dass alle Tiere gleichzeitig fres-

sen können. Bei Vorratsfütterung ist 

ein Tier-Fressplatz-Verhältnis von 1,5 : 

1 zulässig. 

- Die verfügbare Fläche muss 

• bis 350 kg Lebendgewicht mind. 

3,5 m² pro Tier und 

• über 350 kg Lebendgewicht mind. 

4,5 m² pro Tier betragen. 

- Für jedes Tier ist ein Grundfutterfress-

platz bereitzustellen, dessen Breite aus-

reicht, dass alle Tiere gleichzeitig fres-

sen können. Bei Vorratsfütterung ist 

ein Tier-Fressplatz-Verhältnis von 

1,2 : 1 zulässig. Sofern mittels techni-

scher Einrichtungen den Tieren ein 

permanenter Zugang zum Futter er-

möglicht wird, ist ein Tier-Fressplatz-

Verhältnis von 1,5 : 1 zulässig. 

Anforderungen an die Haltung von Mutterkühen 

- Die Liegefläche muss so bemessen 

sein, dass alle Tiere gleichzeitig liegen 

können. 

- Die Liegefläche muss ausreichend mit 

geeigneter Einstreu versehen werden. 

- Die nutzbare Stallfläche muss mind. 

5,5 m² je Großvieheinheit betragen. 

- Der Stall muss über einen Auslauf für 

mindestens ein Drittel der Mutterkühe 

(4,5 m²/GV) verfügen.  

- Auf einen Auslauf kann verzichtet 

werden bei einer Stallmodernisierung, 

wenn ein Auslauf aufgrund der Stallla-

ge nicht möglich ist und mindestens 

7 m²/GV Stallfläche zur Verfügung ge-

stellt werden. 

 

  

                                              
1
 Definition Offenstall: Der Offenstall ist gleichzusetzen mit einem Außenklimastall. Dieser ist grundsätzlich nicht 

frostfrei. Die entsprechende Einstufung bzw. Beurteilung ist vorrangig von den staatlichen Baufachberatern vor-

zunehmen. 
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Teil A) Basisförderung Teil B) Premiumförderung 

Anforderungen an die Haltung von Absatzferkeln, Zuchtläufern und Mastschwei-

nen 

- Der Liegebereich muss 

• ausreichend mit geeigneter trocke-

ner Einstreu versehen werden oder 

• mit Tiefstreu versehen werden oder 

• mit einer Komfortliegefläche
2
 aus-

gestattet sein. 

- Im Stall müssen für alle Tiere zugäng-

lich mindestens drei verschiedenartige 

manipulierbare Beschäftigungselemen-

te in einer ausreichenden Anzahl zur 

Verfügung stehen. Geeignet hierfür 

sind Holz an Ketten, eine besondere 

Fütterungstechnik, die die Dauer der 

Futteraufnahme beim Tier ausdehnt 

und eine Beschäftigung indiziert, 

Strohraufen oder vergleichbare Ele-

mente. 

- Für Zuchtläufer und Mastschweine 

muss eine uneingeschränkt nutzbare 

Bodenfläche zur Verfügung stehen, die 

mindestens 20 % größer ist, als nach 

der TierSchNutztV
3
. 

  

                                              
2
 Die Komfortliegefläche ist bei Aufzuchtferkeln als Liegefläche mit Bodenheizung oder mit Abdeckung und 

Strahlungsheizung von oben auszugestalten. 
3
 Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung (TierSchNutztV) Bekanntmachung vom 31.08.2006 (BGBl. I, S. 2044) 

in der jeweils geltenden Fassung. 
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Teil A) Basisförderung Teil B) Premiumförderung 

Anforderungen an die Haltung von Jung- und Zuchtsauen und Zuchtebern
4
 

- Im Falle der Trogfütterung ist je Sau 

bzw. Jungsau ein Fressplatz bereitzu-

stellen, dessen Breite es zulässt, dass 

alle Tiere gleichzeitig fressen können. 

- Der Liegebereich muss für Eber, 

Zucht- und Jungsauen nur im Wartebe-

reich
5
 bzw. in Gruppenhaltung 

• planbefestigt sein und ausreichend 

mit geeigneter trockener Einstreu 

versehen werden oder 

• mit Tiefstreu versehen werden oder 

• mit einer Komfortliegefläche aus-

gestattet sein. 

Für Zucht- und Jungsauen im Abfer-

kelbereich und bei Einzelhaltung im 

Deckbereich muss mindestens ein Teil 

des Liegebereiches als Komfortliege-

fläche (z.B. Gummimatte im Schulter-

bereich) ausgestattet sein. 

- Im Stall müssen für alle Tiere (für 

Zucht- und Jungsauen nur im Wartebe-

reich bzw. in der Gruppenhaltung) 

mindestens drei verschiedenartige ma-

nipulierbare Beschäftigungselemente in 

einer ausreichenden Anzahl zur Verfü-

gung stehen. Für Zucht- und Jungsauen 

ist im Abferkelbereich und bei Einzel-

haltung im Deckbereich mindestens ein 

Beschäftigungselement zur Verfügung 

zu stellen. Geeignet hierfür sind Holz 

an Ketten, eine besondere Fütterungs-

technik, die die Dauer der Futterauf-

nahme beim Tier ausdehnt und eine 

Beschäftigung induziert, Strohraufen 

oder vergleichbare Elemente. 

- Die Haltungseinrichtung für Eber muss 

eine Fläche aufweisen, die mindestens 

20 % größer ist, als nach der Tier-

SchNutztV
3
 vorgeschrieben. 

- Für Jungsauen und Sauen muss im 

Zeitraum von über vier Wochen nach 

dem Decken bis eine Woche vor dem 

voraussichtlichen Abferkeltermin eine 

uneingeschränkt nutzbare Bodenfläche 

zur Verfügung stehen, die mindestens 

20 % größer ist, als nach der Tier-

SchNutztV
3
 vorgeschrieben. 

- Die Mindestfläche je Abferkelbucht 

muss 6 m² betragen.  

- Die Haltungseinrichtung muss so aus-

gestaltet sein, dass sie nach dem Ab-

ferkeln dauerhaft geöffnet werden 

kann. Die Sau muss sich dann unge-

hindert umdrehen können. 

  

                                              
4
 einschließlich Jungebern 

5
 Vgl. Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung § 30, Abs. 2, Satz 1. 
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Teil A) Basisförderung Teil B) Premiumförderung 

Anforderungen an die Haltung von Ziegen 

- Für jedes Tier ist ein Fressplatz bereit-

zustellen, dessen Breite dazu ausreicht, 

dass alle Tiere gleichzeitig fressen 

können. 

- Der Stallraum muss mit einem planbe-

festigten Boden sowie einer Ablamm- 

bzw. Absonderungsbucht ausgestattet 

sein. 

- Neben der nutzbaren Stallfläche sind 

zusätzlich pro Ziege mind. 0,5 m² 

nutzbare Liegeflächen zu schaffen, die 

gegenüber der übrigen Stallfläche er-

höht sind. 

- Liegeplätze müssen ausreichend mit 

geeigneter trockener Einstreu versehen 

werden. 

- Es müssen Aufzuchtbuchten für Zick-

lein vorhanden sein, die so bemessen 

sind, dass alle Zicklein gleichzeitig lie-

gen können. 

- In Stall und Auslauf müssen ausrei-

chend Bürsten und Reibungsflächen 

zur Verfügung stehen. 

- Die nutzbare Stallfläche muss mind. 

1,5 m²/Ziege und 0,35 m²/Zicklein be-

tragen. 

- Die Anlage muss so beschaffen sein, 

dass den Tieren ganzjährig ein Auslauf 

zur Verfügung steht. Im Stall- oder 

Auslaufbereich sind geeignete Klet-

termöglichkeiten zu schaffen. 

Anforderungen an die Haltung von Schafen 

- Der Stallraum muss mit einem planbe-

festigten Boden sowie einer Ablamm- 

bzw. Absonderungsbucht ausgestattet 

sein. 

- Liegeplätze müssen ausreichend mit 

geeigneter trockener Einstreu versehen 

werden. 

- Ein Klauenbad einschließlich Zutrieb-

einrichtung muss vorhanden sein. 

- Die nutzbare Stallfläche muss mind. 

1,5 m²/Schaf und 0,35 m²/Lamm betra-

gen. 

- Die Anlage muss so beschaffen sein, 

dass den Tieren ein Auslauf zur Verfü-

gung steht, der so bemessen und gestal-

tet ist, dass er für die Sammlung und 

den Aufenthalt der Herde ausreicht. 
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Teil A) Basisförderung Teil B) Premiumförderung 

Anforderungen an die Freilandhaltung von Legehennen 

- Im Außenbereich müssen für alle Tiere 

ausreichende Schutzeinrichtungen na-

türlicher oder baulicher Art (z. B. Un-

terstände, Bäume, Sträucher) zur Ver-

fügung stehen, die ausreichend breit 

und so verteilt und zusammenhängend 

angelegt sind, dass sie von den Hüh-

nern von jeder Stelle des Außenberei-

ches schnell erreicht werden können. 

- Soweit die Einrichtung eines Kalt-

scharrraums aus baulichen oder recht-

lichen Gründen nicht möglich ist, muss 

der Stall über einen Dachüberstand von 

mindestens 2 m Breite/Tiefe über die 

gesamte mit Ausschlupflöchern verse-

hene Stallseite verfügen. Die gesamte 

Fläche unter dem Dachüberstand muss 

befestigt sein. Für Mobilställe sind 

kein Dachüberstand und keine Befesti-

gung erforderlich. 

Anforderungen an die Bodenhaltung von Jung- und Legehennen 

- Der Stall muss mit einem befestigten 

Kaltscharrraum verbunden sein, der 

den Tieren ab der 10. Lebenswoche zur 

Verfügung steht.  

- Im Stall müssen den Tieren ab der 3. 

Lebenswoche erhöhte Sitzstangen an-

geboten werden. Die Sitzstangenlänge 

muss für Junghennen ab der 10. Le-

benswoche mindestens 12 cm je Tier 

aufweisen.  

- Die Sitzstangen müssen für Jung- und 

Legehennen so installiert sein, dass auf 

ihnen ein ungestörtes, gleichzeitiges 

Ruhen aller Tiere möglich ist. In der 

Volierenhaltung muss der Zugang zu 

den einzelnen Ebenen regulierbar sein. 

- Neben Vorrichtungen zur Regulierung 

des Lichteinfalls für tageslichtdurch-

lässige Flächen muss bei künstlicher 

Beleuchtung eine an die unterschiedli-

chen Funktionsbereiche der Haltungs-

einrichtung angepasste Abstufung der 

Lichtintensität möglich sein. Die Be-

leuchtung muss für die Tiere flacker-

frei sein.  

- Der Einstreubereich (inklusive Kalt-

scharr-raum) ist so zu strukturieren und 

auszustatten, dass den Tieren zusätz-

lich zur Einstreu verschiedenartig ma-

nipulierbares und aus-wechselbares 

Beschäftigungsmaterial (z. B. Heurau-

fen, Pickblöcke, Stroh- oder Luzerne-

ballen) zur Verfügung steht. 

- Der Kaltscharrraum muss mindestens 

einem Drittel der nutzbaren Stallgrund-

fläche entsprechen und mit geeigneter 

manipulierbarer Einstreu sowie ausrei-

chend bemessenen und gleichmäßig 

verteilten Staub- oder Sandbädern aus-

gestattet sein. 

- Die Grundfläche des Kaltscharrraums 

darf nicht in die Berechnung der ma-

ximalen Besatzdichte einbezogen wer-

den.  

- Zur Optimierung des Stallklimas müs-

sen bei Volierenhaltung Kanäle zur 

Kotbandbelüftung vorhanden sein.  
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Teil A) Basisförderung Teil B) Premiumförderung 

Anforderungen an die Haltung von Mastputen 

- Der Stall muss mindestens gemäß den 

bundeseinheitlichen Eckwerten für eine 

freiwillige Vereinbarung zur Haltung 

von Mastputen, vom März 2013
6
 aus-

gestattet sein. 

- Der Stall muss mit einem befestigten 

Kaltscharrraum bzw. Wintergarten 

verbunden sein. Stall und Kaltscharr-

raum bzw. Wintergarten sind mit Vor-

richtungen für Rückzugsmöglichkeiten 

und Beschäftigung (erhöhte Ebenen, 

Sichtbarrieren, Strohraufen) auszustat-

ten.  

Für Mobilställe ist kein Kaltscharrraum 

erforderlich, die Bodenfläche muss 

aber je nach Zustand (Trockenheit) 

ausreichend mit geeigneter trockener 

Einstreu versehen werden. 

- Der Stall muss so bemessen sein, dass 

die Besatzdichte während der End-

mastphase bei Putenhennen max. 35 kg 

und bei Putenhähnen max. 40 kg Le-

bendgewicht pro m² nutzbarer Stallflä-

che nicht überschreitet. 

- Der Kaltscharrraum bzw. Wintergarten 

muss mindestens 800 cm²/Putenhahn 

und 500 cm²/Putenhenne umfassen und 

mit geeigneten, ausreichend bemesse-

nen und gleichmäßig verteilten Staub-

bädern ausgestattet sein. 

Anforderungen an die Haltung von Masthühnern 

- Die nutzbare Bodenfläche muss plan-

befestigt und ausreichend mit geeigne-

ter trockener Einstreu versehen wer-

den.  

Für Mobilställe muss die Bodenfläche 

nicht planbefestigt sein, aber je nach 

Zustand (Trockenheit) ausreichend mit 

geeigneter trockener Einstreu versehen 

werden. 

- Der Stall muss so bemessen sein, dass 

die Besatzdichte während der End-

mastphase max. 25 kg Lebendgewicht 

pro m² nutzbarer Stallfläche nicht 

überschreitet. 

Anforderungen an die Haltung von Enten oder Gänsen 

- Der Stall muss so beschaffen sein, dass 

den Tieren ein Auslauf und jederzeit 

zugängliche, ausreichend bemessene 

Bademöglichkeiten zur Verfügung ste-

hen. 

- Die Bademöglichkeiten müssen so ge-

staltet sein, dass die Enten oder Gänse 

den ganzen Kopf ins Wasser stecken 

können. Es müssen Einrichtungen vor-

handen sein, die die Bereitstellung von 

klarem Wasser für das Baden gewähr-

leisten. 

- Der Stall muss so bemessen sein, dass 

die Besatzdichte während der End-

mastphase bei Mastenten max. 25 kg 

und bei Mastgänsen max. 30 kg Le-

bendgewicht pro m² nutzbarer Stallflä-

che nicht überschreitet. 

- Der Außenbereich muss so bemessen 

sein, dass ein Weideauslauf von mind. 

2 m²/Mastente bzw. 4 m²/ Mastgans 

zur Verfügung steht. 

  

                                              
6
 Die Eckwerte sind online verfügbar auf der Internetseite des Verbandes Deutscher Putenerzeuger e.V. und abge-

fasst auf Basis einer Überarbeitung der bundeseinheitlichen Eckwerte zur Haltung von Mastputen vom 

17.09.1999. 
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Anforderung an die Haltung von Pferden 

- Förderfähig sind Anlagen/Systeme zur 

Haltung in Gruppen mit Auslauf. 

- Für jedes Pferd ist ein Fressplatz be-

reitzustellen, dessen Breite dazu aus-

reicht, dass alle Tiere gleichzeitig fres-

sen können. 

- Der Stallraum muss mit einem planbe-

festigten Boden ausgestattet sein, der 

ausreichend mit geeigneter trockener 

Einstreu versehen wird. 

- Ein besonderes Abteil für kranke, ver-

letzte, unverträgliche oder neu einge-

stallte Tiere muss bei Bedarf eingerich-

tet werden können, Dieses muss min-

destens Sicht-, Hör- und Geruchkon-

takt zu einem anderen Pferd gewähr-

leisten. 

- Die Anlage muss so beschaffen sein, 

dass den Tieren jederzeit ein geeigneter 

Auslauf zur Verfügung steht. 

- Im Sommer wird den Pferden zusätz-

lich regelmäßiger Weidegang angebo-

ten. 

- Die nutzbare Liegefläche muss min-

destens 9 m²/Pferd und mindestens 

7 m²/Pony betragen. 

 


